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DSGVO und Transidentität 
Der EuGH hat entschieden, dass die Berichtigung von Daten, die die Geschlechtsi-
dentität betreffen, nicht vom Nachweis einer Operation abhängig gemacht werden darf. 
 
Im entschiedenen Fall wurde 2014 einer Person mit iranischer Staatsangehörigkeit in 
Ungarn die Flüchtlingseigenschaft zuerkannt. Sie wurde im Flüchtlingsregister als Frau 
geführt. Bei ihrem Antrag auf Zuerkennung berief sie sich auf ihre Transidentität und 
legte psychiatrische und gynäkologische Atteste vor. Nach diesen Attesten wurde 
diese Person zwar als Frau geboren, hatte jedoch eine männliche Geschlechtsidenti-
tät.  
 
Im Jahr 2022 stellte die Person u. a. einen Antrag auf Berichtigung der Angabe ihres 
Geschlechts im Flüchtlingsregister nach Art. 16 DSGVO. Der Antrag wurde abgelehnt 
mit der Begründung, dass nicht nachgewiesen habe, dass sie sich einer geschlechts-
angleichenden Operation unterzogen habe. 
 
Das ungarische Gericht fragte den EuGH an, ob die Berichtigung vom Nachweis einer 
geschlechtsangleichende Operation abhängig gemacht werden darf.  
 
Der EuGH hat klargestellt, dass der Betroffene verpflichtet sein kann, relevante und 
hinreichende Nachweise vorzulegen, die vernünftigerweise verlangt werden können, 
um die Unrichtigkeit dieser Daten festzustellen. Eine Berichtigung darf jedoch keines-
falls davon abhängig gemacht werden, dass eine geschlechtsangleichende Operation 
nachgewiesen wird.  
 
Ein solches Erfordernis beeinträchtigt nämlich insbesondere den Wesensgehalt des 
Rechts auf Unversehrtheit (Art. 3 der Charta) und des Rechts auf Achtung des Privat-
lebens (Art. 7 der Charta). Außerdem ist ein solches Erfordernis jedenfalls weder not-
wendig noch verhältnismäßig, um die Zuverlässigkeit und Kohärenz eines öffentlichen 
Registers wie des Flüchtlingsregisters zu gewährleisten, da ein ärztliches Attest, ein-
schließlich einer vorherigen Psychodiagnostik, insoweit einen relevanten und hinrei-
chenden Nachweis darstellen kann. 
 
EuGH, Urteil vom 13. März 2025 
 
Quelle: PM des EuGH vom 13. März 2025 
 
 

Auskunftsanspruch beim Scoring 
Der EuGH hat kürzlich über den Umfang des Auskunftsanspruchs beim sog. Scoring, 
also einer automatischen Entscheidungsfindung, hier im Rahmen einer automatisier-
ten Bonitätsbeurteilung, entschieden.  
 
Nach Ansicht des EuGH, hat die betroffene Person das Recht, zu erfahren, wie die sie 
betreffende Entscheidung zustande kam. Die Erläuterung muss es ihr ermöglichen, 
die automatisierte Entscheidung nachzuvollziehen und sie anzufechten.  
 
Hintergrund war die Weigerung eines österreichischen Mobilfunkanbieters, einen Ver-
trag mit einer Kundin mangels ausreichender Bonität zu schließen. Er stützte sich dafür 
auf eine Bonitätsbeurteilung der Kundin, die von Dun & Bradstreet Austria, einem auf 
die Erstellung solcher Beurteilungen spezialisierten Unternehmen, automatisiert 
durchgeführt worden war. 

https://curia.europa.eu/jcms/upload/docs/application/pdf/2025-03/cp250034de.pdf
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Im Rahmen eines Gerichtsverfahrens wurde der EuGH angefragt, welche „aussage-
kräftigen Informationen über die involvierte Logik“ Dun & Bradstreet konkret geben 
müssen.  
 
Dem EuGH zufolge muss der Verantwortliche das Verfahren und die Grundsätze, die 
konkret zur Anwendung kommen, so beschreiben, dass die betroffene Person nach-
vollziehen kann, welche ihrer personenbezogenen Daten im Rahmen der automati-
sierten Entscheidungsfindung auf welche Art verwendet wurden. 
 
Für die Erfüllung der Erfordernisse der Transparenz und der Nachvollziehbarkeit 
könnte es u. a. ausreichen, die betroffene Person zu informieren, in welchem Maße 
eine Abweichung bei den berücksichtigten personenbezogenen Daten zu einem an-
deren Ergebnis geführt hätte. Die bloße Übermittlung eines Algorithmus stellt jedoch 
keine ausreichend präzise und verständliche Erläuterung dar.  
 
EuGH, Urteil vom 27. Februar 2025, C-203/22 
 
Quelle: PM des EuGH vom 27. Februar 2025 
 
 

Unberechtigte Datenweitergabe an die SCHUFA 
Der BGH hat ein Unternehmen zu einem Schadensersatz in Höhe von 500 € verurteilt, 
nachdem das Unternehmen die Daten eines Kunden an die SCHUFA übermittelt hatte.  
 
Die Beklagte schloss mit der Klägerin, einem Telekommunikationsunternehmen, einen 
Mobilfunkvertrag. Nachdem die Beklagte eine Vertragsverlängerung widerrief, zahlte 
sie die von der Klägerin in Rechnung gestellten Beträge nicht mehr. Nachdem die Be-
klagte mehrere Monate nicht zahlte, veranlasste die Klägerin einen Eintrag bei der 
SCHUFA. Zwei Wochen später gab sie die Löschung des Eintrags in Auftrag. Der Ein-
trag wurde frühestens 9 Monate später vollständig gelöscht. 
 
Nachdem die Klägerin die Zahlung der offenen Beträge einklagte, erhob die Beklagte 
Widerklage und verlangte Schadensersatz nach Art. 82 DSGVO in Höhe von 6.000 € 
wegen der unberechtigten Weitergabe ihrer Daten an die SCHUFA. 
 
Der BGH hat der Beklagten in der letzten Instanz einen Schadensersatzanspruch in 
Höhe von 500 € zugesprochen. Die Klägerin habe zu Unrecht personenbezogene Da-
ten der Beklagten an die SCHUFA gemeldet, obwohl die Forderungen streitig waren.   
 
Die Beklagte hat auch den ihr entstandenen immateriellen Schaden hinreichend dar-
gelegt. Sie hat ausgeführt, die unberechtigt weitergegebenen Daten seien geeignet 
gewesen, ihre Kreditwürdigkeit erheblich herabzusetzen und ihre Teilhabe am Wirt-
schaftsleben zu erschweren. So z.B. bei der Kreditvergabe oder bei einem Kauf auf 
Rechnung im Internet. Die Beklagte sei durch die widerrechtliche Weitergabe ihrer Da-
ten an die SCHUFA und deren Veröffentlichung als zahlungsunfähige oder jedenfalls 
zahlungsunwillige Kundin stigmatisiert worden.  
 
 
BGH, Urteil vom 28. Januar 2025, VI ZR 183/22 
 

  

https://curia.europa.eu/jcms/upload/docs/application/pdf/2025-02/cp250022de.pdf
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VERANSTALTUNGEN 
 
 
„Early Bird-Reihe zum Arbeitsrecht“ 
 

▪ Arbeitszeit: Was geht und was geht nicht? 
Dienstag, 13. Mai 2025, 08:30 - 09:30 Uhr, Onlineveranstaltung 

 

Anmeldungen bis 12. Mai 2025 2022 unter E-Mail: veranstaltungen@saar-
land.ihk.de oder per Direktlink. 

 
 

▪ Arbeitszeugnis: Wer schreibt, bleibt!? 
Dienstag, 10. Juni 2025, 8.30 - 9.30 Uhr, Onlineveranstaltung 

 

Anmeldungen bis 6. Juni 2025 unter E-Mail: veranstaltungen@saarland.ihk.de 
oder per Direktlink. 
 
 

„Gleicher Lohn für gleiche Arbeit?“ 
Montag, 7. Juli 2025, 18.00 – 19.30 Uhr, IHK Saarland, Raum 1, Franz-Josef-
Röder-Str. 9, 66119 Saarbrücken 
Der Grundsatz „gleicher Lohn für gleiche Arbeit“ ist ein zentrales Thema in der heuti-
gen Arbeitswelt. Die Richtlinie zur Stärkung des Grundsatzes des gleichen Entgelts für 
gleichwertige Arbeit (EU-Entgelttransparenzrichtlinie) bringt umfassende Änderungen 
mit sich, die Arbeitgeber unabhängig von der Unternehmensgröße betreffen. Insbe-
sondere Unternehmen ab 100 Mitarbeitenden werden umfangreiche Berichtspflichten 
erfüllen müssen. Die Umsetzung in nationales Recht ist bis Juni 2026 vorgesehen. 
 
In ihrem Vortrag werden Wolfgang Hardt, Partner bei Ernst & Young Law, und Dr. 
Henning Curti, Partner bei EY, Ihnen die wesentlichen Aspekte der EU-
Entgelttransparenzrichtlinie näherbringen. 
 
Inhaltlich liegen die Schwerpunkte des Vortrages auf den folgenden Aspekten: 
 

• Vermittlung der Grundlagen der Entgelttransparenzrichtlinie und ihrer Anforde-
rungen an die Unternehmen (insbesondere Berichts- und Analysepflichten) 

• Strategien zur Umsetzung der Richtlinie im eigenen Unternehmen 

• Analyse des geschlechtsspezifischen Entgeltgefälles und Maßnahmen zu des-
sen Schließung 

 
Nutzen Sie die Gelegenheit, sich über die Auswirkungen der Richtlinie zu informieren 
und ihr Unternehmen schon jetzt auf die neuen Vorgaben vorzubereiten. 
 
Anmeldungen bis 4. Juli 2025 unter E-Mail: veranstaltungen@saarland.ihk.de oder 
per Direktlink. 

 
 

  

mailto:veranstaltungen@saarland.ihk.de
mailto:veranstaltungen@saarland.ihk.de
https://www.saarland.ihk.de/ihk-saarland/Integrale?SID=C3AA41C435856DBD605D3BFC4BAA439D&ACTION=ViewPageView&MODULE=Frontend&PageView.PK=15&Document.PK=18722
mailto:veranstaltungen@saarland.ihk.de
https://www.saarland.ihk.de/p/Early_Bird_Arbeitszeugnis_Wer_schreibt,_bleibt_Webinar-15-18723.html
mailto:veranstaltungen@saarland.ihk.de
https://www.saarland.ihk.de/p/Gleicher_Lohn_f%C3%BCr_gleiche_Arbeit-15-18808.html
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„Verjährung: Was ist zu berücksichtigen?“ 
Dienstag, 23. September 2025, 18:00 - 19:30 Uhr, Raum 1-3, IHK Saarland, Franz-
Josef-Röder-Straße 9, 66119 
Dem täglichen Geschäftsverkehr liegen vielfältige Vertragsformen zugrunde, die sehr 
unterschiedliche Verjährungsfristen haben. Ergreift der Gläubiger nicht die richtigen 
Maßnahmen, können einige dieser Forderungen bereits nach 6 Monaten dauerhaft 
verjähren und fallen somit komplett aus. Denn: Die Geltendmachung eines Zahlungs-
anspruchs ist zeitlich nur begrenzt möglich. 
 
Frank Bintz, Geschäftsführer ADVIN Inkassoservice GmbH, Saarbrücken, zeigt 
Ihnen auf, wie die Verjährungsfristen sich berechnen und wann die Verjährung von 
Ansprüchen droht. Gleichzeitig gibt er Ihnen Handlungsinstrumente an die Hand, die 
Sie als Unternehmer eigenständig anwenden können, um eine drohende Verjährung 
abzuwenden. Gerade jetzt mit dem sich ankündigenden Jahresende ist es an der Zeit, 
dass jeder Unternehmer seine offenen Rechnungen überprüft und aktiv wird. 
 
Anmeldungen bis 22. September 2025 unter E-Mail: veranstaltungen@saar-
land.ihk.de oder per Direktlink. 
 
 
 
 
  

mailto:veranstaltungen@saarland.ihk.de
mailto:veranstaltungen@saarland.ihk.de
https://www.saarland.ihk.de/p/Verj%C3%A4hrung_Was_ist_zu_ber%C3%BCcksichtigen-15-18810.html
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